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STAATSWIRTSCHAFT UND PRIVATISIERUNG
1. Herausbildung und Entwicklung
staatlicher Wirtschaftsaktivitäten bis 1980
Die Diskussion um den staatlichen Sektor in der m exikanischen Ökonomie, die 
Rolle, die Funktion und das Ausmaß der staatlichen W irtschaftsintervention und der 
Staatsunternehmen sowie die sich in den achtziger Jahren vollziehende Privatisie­
rung von öffentlichen Unternehmen und der Abbau das Staates ist sehr kontrovers 
geführt worden und von starken ideologischen Konnotationen geprägt. W enn im fol­
genden von öffentlichem bzw. staatlichem Sektor etc. gesprochen wird, dann be­
schränkt sich dies einzig und allein auf den Unternehmensbereich unter staatlicher 
Kontrolle, nicht auf die öffentlichen und hoheitlichen Aufgaben des Staates.
Historisch betrachtet ist zunächst ein Ansteigen des Anteils der Staats­
unternehm en am BSP m it dem Beginn der Industrialisierung seit den vierziger Jah­
ren festzustellen. Dieser Trend setzte sich in den fünfziger und sechziger Jahren be­
schleunigt fort, dynam isierte sich abermals seit Anfang der siebziger Jahre und er­
reichte m it der Nationalisierung der Banken 1982 einen Höhepunkt. Seither kam es 
zu einem radikalen Abbau des S taatssektors.1
Die Gründe für die Entstehung eines parastaatlichen Sektors in M exiko ergaben 
sich aus der politischen und ökonomischen Entwicklung seit der Revolution. Die 
starke 'soziale' Komponente in der Verfassung von 1917 und das in ihr niedergelegte 
historische Projekt sowie die ökonomische Paralysierung unmittelbar nach der Re­
volution m achten die Schaffung öffentlicher Unternehmen aus folgenden Gründen 
zu einer vordringlichen Aufgabe:
-  D ie Stabilität des ökonomischen Systems und eine angemessene Entwicklung 
sollten mittels der Errichtung eines effizienten Bank- und Handelssystems sowie 
entsprechender Förderungsinstitutionen sichergestellt werden.
In der Folgezeit kamen die nachstehend genannten Aufgaben hinzu:
-  Der Staat sollte die Ausbeutung strategischer Ressourcen übernehmen, die die 
nationale Souveränität und die direkte Bereitstellung einiger öffentlicher 
Dienstleistungen garantieren.
-  Der Staat mußte W irtschaftsaktivitäten übernehmen, die nicht imm er adäquat 
vom Privatsektor getragen wurden, sei es aus Gründen hoher finanzieller Investi-
1 Ehrke 1986 a.
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tionserfordernisse oder zu langer Ausreifungszeiten der Investitionen. Entspre­
chend schuf der Staat schwerindustrielle oder als strategisch erachtete Bereiche 
der Industrie.
Diese Punkte wurden ergänzt durch einen gewissen Grad an 'Sozialstaatlichkeit', 
der darauf abzielte, die soziale Lage breiter Schichten der Bevölkerung zu verbes­
sern bzw. über Regulationsinstrum ente auf dem M arkt zu verfügen, um diese auch 
real absichern zu können.
Verfassungsrechtliche Grundlagen der Staatsintervention in M exiko sind die A r­
tikel 27 und 123 der bis heute gültigen Verfassung von 1917. Daneben sind die A r­
tikel 25, 28 und 90 von Bedeutung. Im Artikel 27 werden Grund und Boden sowie 
die natürlichen Ressourcen des Landes als 'Eigentum der Nation' definiert. Die V er­
fügung darüber kann Privatpersonen übertragen werden, bleibt aber prinzipiell eine 
Konzession des Staates, der auch über die M odalitäten für die Nutzung dieses 
Rechts entscheidet. Der Artikel 123 verpflichtet den Staat zu Sozialreform en zum 
Schutz der Arbeiter und institutionalisiert quasi eine Schiedsrichterrolle zwischen 
Arbeit und Kapital. Bereits von Anfang an bestimm t der Artikel 90, daß die 
'Geschäfte' der Föderation unter die M inisterien aufgeteilt werden. In der Verfas­
sungsreform von 1981 wurde hinzugesetzt, daß der Staat das Recht hat, die G rundla­
gen für die Schaffung und das Funktionieren des parastaatlichen Sektors festzulegen. 
Im Artikel 28, der zuletzt 1993 modifiziert wurde, werden die wirtschaftlichen 
Bereiche definiert, die exklusiv dem Staat Vorbehalten bleiben sollen (M ünzprägung 
und Geldemission, Post, Satellitenkomm unikation, Petroleum und übrige Kohlen­
wasserstoffe, Basispetrochemie, Kernenergie, Elektrizität und Eisenbahnen).
Die liberalen Elemente in der Verfassung, wie wirtschaftlicher Liberalismus, 
Privateigentum und Vertragsfreiheit, werden durch die obengenannten staatsregula­
tiven Elemente eingeschränkt. Die etatistischen Elemente blieben die Legitim ations­
grundlage für die staatliche W irtschaftsintervention. Diese Prinzipien manifestierten 
sich in der Folgezeit in der Festlegung einer economía mixta (W irtschaftsverfassung 
mit privaten und staatlichen Akteuren) und der Rolle eines rector de la economía 
(Kontrolle und Koordination, teilweise Planung der Ökonomie) seitens des Staates 
(Artikel 25), die davon ausgeht, daß die w irtschaftliche und soziale Entw icklung des 
Landes nicht allein Privatpersonen überlassen bleiben darf.2
In den zwanziger Jahren stand der nationale W iederaufbau der von der R e­
volution in M itleidenschaft gezogenen Produktionsbereiche im M ittelpunkt der An­
strengungen. Das Hauptaugenm erk richtete sich auf die W iedererrichtung des B an­
kensystem s, die w irtschaftliche Integration des Landes und die Förderung der land­
wirtschaftlichen Entwicklung. Die Gründung des Banco Nacional de Crédito Agrí­
cola und des Banco de Crédito Ejidal sollten den mittleren privaten G rundbesitz 
fördern. W eitreichende und grundlegende Konsequenzen für die Industrialisierung 
hatten der W iederaufbau und die M odernisierung des Geldsystems. Der 1925 ge­
gründeten Banco de México kam die Funktion einer Zentralbank zu. Der physischen 
Integration des Landes diente vor allem die Comisión nacional de Caminos.
2 Ehrke 1980.
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In den dreißiger Jahre verstärkte der Staat seine direkte Intervention in der Öko­
nomie. In der Landwirtschaft fanden weitreichende Landverteilungen statt, und mit 
den genossenschaftlichen ejidos wurden neue Organisationsformen etabliert. Im In­
dustrie- und Handelssektor wurden günstige Kreditbedingungen geschaffen (Banco 
Nacional de Crédito Hipotecario), und m it Nacional Financiera entstand 1934 ein 
staatlicher Organismus zur expliziten Förderung der Industrie. Die Schaffung der 
Comisión Federal de Electricidad diente später der Bereitstellung billiger Energie. 
Herausragend in dieser Zeit waren die Nationalisierung der ausländischen Erdölge­
sellschaften infolge eines längeren Konflikts mit der m exikanischen Regierung und 
die nachfolgende Gründung von Petroleos Mexicanos 1938. Dam it übernahm der 
Staat die Bereitstellung breit nachgefragter Basis-Inputs. Die Handelsaktivitäten 
wurden durch die Gründung von Unternehmen wie der Compañía Exportadora e 
Importadora S. A., der Productora e Importadora de Papel S. A. u. a. reguliert. All 
diese Aktivitäten unterstützten den beginnenden Industrialisierungsprozeß und 
stärkten mit der Nationalisierung des Erdöls und der Eisenbahnen gleichzeitig die 
nationale Souveränität.
Die die Industrialisierung und die landwirtschaftliche Entwicklung fördernden 
Ziele der staatlichen W irtschaftsintervention traten seit den vierziger Jahren noch 
deutlicher zutage. In den vierziger Jahren und der ersten Hälfte der fünfziger Jahre 
wurden einige der nach PEM EX wichtigsten Staatsuntemehm en im Inputbereich 
('Guanos y Fertilizantes Mexicanos -  Düngemittel; Altos Homos de México und Si­
derúrgica Nacional -  Stahl) bzw. im Bereich der Kapitalgüterindustrien (Diesel Na­
cional -  Lastwagen; Constructora Nacional de Carros de Ferrocarril -  Eisenbahn) 
gegründet. D iese Investitionen wurden als unverzichtbar für die vor- und nachgela­
gerten Bereiche der verarbeitenden Industrie betrachtet und konnten angesichts der 
hohen Investitionserfordernisse und der dam it zusamm enhängenden mangelnden In­
vestitionsbereitschaft der privaten Unternehmer häufig nur seitens des Staates durch­
geführt werden. In dieser Phase begann der Staat auch, viele bankrotte Unternehmen 
zu übernehmen, um Arbeitsplätze zu retten und die Produktion zu sichern. Uber die 
Staatsunternehm en wurden neue Produkte eingeführt und Lücken in der Produktions­
palette geschlossen. Die privaten Unternehmen wurden über die zu niedrigen Preise 
für die zur Verfügung gestellten staatlichen Güter indirekt subventioniert. Zugleich 
förderten die staatlichen Unternehmen von der Nachfrageseite her die privaten Inve­
stitionen.
In den Jahren 1955 bis 1970 wurden zwar erheblich weniger, aber nicht unbe­
deutendere Staatsunternehmen gegründet als in der vorangegangenen Phase. Die 
wirtschaftlichen Aktionen des Staates kulminierten in den sechziger Jahren in der 
Nationalisierung der Elektrizitätsindustrie, der Inkorporierung der M ehrheit der 
Zuckerunternehm en und der Errichtung eines Kommerzialisierungssystems für 
grundlegende Nahrungsmittel über die Schaffung der Compañía Nacional de Subsi­
stencias Populares (CONASUPO). Erwähnenswert sind in dieser Periode noch die 
Ausweitung der Kompetenzen von Petroleos Mexicanos auf petrochem ische G rund­
stoffe sowie die Verbreiterung der Produktion industrieller Basis-Inputs (Siderúrgi­
ca Lázaro Cárdenas -  Las Truchas).
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In den siebziger Jahren weitete sich die Zahl staatlicher Unternehmen erneut aus. 
Schwerpunkte lagen im Technologiebereich (Instituto Mexicano de Petróleo, Insti­
tuto de Investigaciones Eléctricas, Instituto de Investigaciones Siderúrgicas, Insti­
tuto de Investigaciones Nucleares) und bei der Schaffung neuer Unternehmen im 
K apitalgütersektor (z. B. Clemex) sowie der sekundären Petrochem ie (Adhesivos
S. A., Poliestireno y Derivados u. a.). Die staatliche W irtschaftstätigkeit splitterte 
sich m ehr und m ehr auf, und die Expansion des Staatssektors verlief weitgehend un- 
geplant. Er expandierte, ohne daß seine finanzielle Basis reform iert wurde und ohne 
eine grundlegende Veränderung der Rahmenbedingungen für die Privatunternehmer. 
W ährend des Erdölbooms wurde die Expansion des staatlichen Sektors, der sich 
m ehr und m ehr um die Erdölindustrie und deren vor- und nachgelagerte Bereiche 
konzentrierte, wesentlich durch externe Kredite finanziert. Mit der Nationalisierung 
der G esam theit der privaten Banken 1982 erreichte die Ausweitung des Staates 
einen Höhepunkt, da mit ihr gleichzeitig auch alle Tochterunternehm en im Indu­
strie-, Handels- und Dienstleistungssektor unter seine Kontrolle fielen.3
1980 gehörten 903 Unternehmen, die unterschiedliche Rechtstypen aufwiesen, 
dem parastaatlichen Sektor an. 127 waren als dezentrale Organismen aufgebaut, 518 
Unternehmen wiesen eine staatliche M ehrheits-, 63 eine staatliche M inderheitsbetei­
ligung auf, und 63 fungierten als Treuhandgesellschaften.4 Betrachtet man die Struk­
tur des parastaatlichen Sektors -  unter Ausschluß der Finanzunternehm en und der f i ­
deicomisos -  so gehörten ihm 1984 498 Unternehmen an, von denen sich 66 Prozent 
in der verarbeitenden Industrie, 16 Prozent im Dienstleistungssektor und jeweils 
9 Prozent im M inenwesen und Handel befanden. Über 80 Prozent dieser U nterneh­
men wiesen eine staatliche M ehrheitsbeteiligung auf.5
Das Engagem ent des staatlichen Sektors im Bereich der verarbeitenden Industrie 
ragt eindeutig heraus. Am gesamten Produktionswert des industriellen Sektors war 
der Staat M itte der siebziger Jahre aber nur mit 11 Prozent beteiligt, 20 Prozent ent­
fielen auf die transnationalen Konzerne und 69 Prozent auf die privaten nationalen 
U nternehm en.6 Nach Güterarten verteilt, lag das Schwergewicht des staatlichen 
Sektors imm er im Erdölbereich. Anfang der achtziger Jahre entfielen über 50 Pro­
zent der Bruttoproduktion auf diesen Sektor. Ein weiterer traditioneller Schwerpunkt 
außerhalb des Erdölsektors bildete der Zwischengüterbereich, au f den ca. 30 Prozent 
entfielen. Von Bedeutung ist mit 15 Prozent auch noch die einfache Konsum güter­
produktion.7 Ein weiteres Kennzeichen des staatlichen industriellen Sektors Anfang 
der achtziger Jahre war seine starke Streuung. In nur vier von einundzwanzig Indu­
striebranchen war der Staat mit eigenen Unternehmen nicht aktiv. D iese Aufteilung
3 Zum vorhergehenden Amparo Casar/Peres 1982, 1988; Petriccioli 1988; Tamayo 1988; 
VillarreaUVillarreal 1978.
4 Ehrke 1986 a.
5 Amparo Casar/Peres 1988.
6 Diese Angaben schwanken je nach Autor und Quelle beträchtlich, so daß sie nur als
Annäherung betrachtet werden können.
7 Amparo Casar/Peres 1988.
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täuscht allerdings ein größeres Gewicht vor, als dem Staat real zukam, denn nur in 
den wenigsten Branchen verfügte er über einen größeren Anteil am Produktionswert 
des Zweiges. Betrachtet man die staatlichen Unternehmen nach Umsätzen, Beschäf­
tigten und Aktiva, so zeigt sich sogar, daß ca. 90 Prozent auf nur fünf Branchen ent­
fielen: Lebensmittel-, Erdöl-, Basismetall- und Transportm aterialindustrie sowie 
Elektrizitätserzeugung. In vielen Branchen war die staatliche Beteiligung praktisch 
irrelevant. Innerhalb des parastaatlichen Industriesektors ragten zudem wenige ’Su­
perunternehmen' heraus: PEMEX, CFE, Altos Homos de México S. A., SICARTSA, 
Fundidora Monterrey, CONASUPO, FERTIMEX sowie DINAß
Zusam m enfassend läßt sich sagen, daß die staatlichen Unternehmen vor allem 
Primär- und Zwischengüter produzierten, die der privaten Industrie als unerläßliche 
Zuliefergüter zugute kamen (Energie, Basismetalle). Neben der damit verbundenen 
Förderung nachgelagerter Industrien kam es durch Preisverzerrungen für die staatli­
chen Produkte zu einer bedeutenden Subventionierung der privaten Unternehmen 
des Landes, die lange Zeit förderlich für den Industrialisierungsprozeß war. Die 
Staatsunternehmen konkurrierten nur in den wenigsten Fällen mit dem Privatsektor; 
sie waren eher auf dessen Komplementierung hin angelegt. Die Branchen, in denen 
Staatsunternehmen schwerpunktmäßig operierten, wiesen einen hohen Investitions­
bedarf, lange Ausreifungszeiten und die spezifischen Vorteile für M assenproduktion 
auf. Eine größere Effizienz als im Privatsektor wurde selten erreicht.
Staatsunternehmen wie PEM EX erzielten seit der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre beträchtliche Deviseneinnahmen über den Erdölexport. Betrachtet man jedoch 
den Außenhandel des Staatssektors ohne PEM EX, so erwirtschaftete dieser in jenen 
Jahren ein beträchtliches Handelsbilanzdefizit, da eine Vielzahl von Gütern für die 
Im portsubstitutionsindustrie importiert wurden, deren Etablierung auch in späteren 
Phasen weitere hohe Importerfordernisse aufwies. Damit kom m t auch die Rentabi­
lität der Staatsunternehmen in den Blick. Insgesamt erwirtschafteten die m ehrheit­
lich staatlichen Unternehmen der Industrie nicht nur keine Überschüsse, sondern 
konnten nicht einmal ihre Betriebskosten decken. So betrug das Defizit der 
27 größten staatlichen Unternehmen 1981 5,6 Prozent des BIP. Unter Hinzurech­
nung der öffentlichen Subventionen lag die Gesamtbelastung bei 8,9 Prozent des 
BIP und war somit für über 60 Prozent des gesamten Haushaltsdefizits verantwort­
lich.9 Dafür verantwortlich waren in unterschiedlichem Maße die W ahrnehm ung ei­
ner Fülle öffentlicher Aufgaben (wirtschaftsfördernde und soziale Funktionen), eine 
verfehlte, nicht an betriebswirtschaftlicher Rentabilität ausgerichtete Preispolitik, 
die häufige Auswahl des Führungspersonals dieser Unternehmen nicht nach Q ualifi­
kation, sondern nach politischen Kriterien sowie die allseits bekannte Korruption. 
Die Verfügbarkeit externer Kredite in den siebziger Jahren führte zu einer entspre­
chend schnellen Zunahme der Verschuldung der Staatsunternehmen, die in erhebli­
chem M aße für die Finanz- und Verschuldungskrise M exikos seit Anfang der acht­
ziger Jahre mitverantwortlich waren.
8 Ehrke 1986 a.
9 Vgl. Ehrke 1986 a: 74.
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2 . Die Entwicklung des staatlichen Sektors seit 1982
M it der Verstaatlichung der Banken hatte der staatliche Sektor mit nunm ehr 1.155 
Einheiten seine bislang größte Ausdehnung erreicht. 1983 betrug sein Anteil am BIP 
18,2 Prozent, und ca. eine Million Personen waren in ihm beschäftigt.10 Doch damit 
war auch der Höhepunkt einer unkoordinierten und oftmals willkürlichen Expansion 
erreicht, der nun eine Reduktion, welche sich in drei Phasen unterscheiden läßt, fol­
gen sollte. Einen wesentlichen Grund der Um orientierung bildete die bereits ge­
nannte Verschuldung der Staatsunternehmen, die auch als Resultat einer vielschich­
tigen Fehlentw icklung zu begreifen ist. Die Problematik dieses Sektors wurde in der 
Regierung deutlich gesehen, wie Ausführungen im Nationalen Entwicklungsplan  
1983 - 1988 zeigen. Ehrke faßt diese zusammen:
Als M ängel hervorgehoben werden die unzureichende Koordination der glo­
balen W irtschaftspolitik mit branchenspezifischen Eingriffen und der Politik 
der staatlichen Unternehmen selbst; unzureichende Gewinne bzw. zu hohe 
Defizite; der unzureichende Einsatz der Kaufkraft des staatlichen Sektors zur 
Förderung und Orientierung der industriellen Entwicklung; die Ü berbewer­
tung des Beschäftigungsziels auf Kosten der Produktivität und Effizienz; 
eine verfehlte Technologiepolitik, die nicht zur Förderung der nationalen 
technischen Entwicklung beitrug; und das Fehlen eines periodischen N ach­
weises der direkten und indirekten Kosten wie des Nutzens der staatlichen 
Unternehmensführungen für die G esam tgesellschaft.11
Nach solch m assiver Selbstkritik -  in der allerdings das Argum ent der Korrup­
tion ausgespart blieb -  ist es nicht verwunderlich, daß die Sanierung des staatlichen 
Sektors eine zentrale Präferenz für die Regierung de la M adrid bildete. Es sollte eher 
erstaunen, daß es drei Jahre dauerte, ein schlüssiges Konzept vorzulegen. Zu Beginn 
der Regierungszeit 1982 standen zunächst adm inistrative Änderungen an. Das M ini­
sterium für Nationalverm ögen und Industrieförderung (SEPAFIN) wurde aufgespal­
ten: W ährend Industrieplanung und -förderung dem Handelsm inisterium  (nun SE- 
COFI) zugeordnet wurden, verblieb der Restbestand bei dem neugeschaffenen M ini­
sterium für Energie, Bergbau und Parastaatliche Industrie (SEMIP). Die N euord­
nung wurde notwendig, weil SEPAFIN in der Kontrolle großer Staatsbetriebe -  ins­
besondere PEM EX -  versagt hatte. Neben eigenmächtigen Entscheidungen des PE- 
M EX-M anagem ents wurde die Korruption zu einem imm er gravierenderen Problem. 
In den beiden folgenden Jahren wurden verschiedene Anstrengungen unternom men, 
die Aufgaben des staatlichen Sektors neu zu fassen und eine effektivere Struktur zu 
schaffen.12 Hierbei überschnitten sich orthodoxe Programm atik mit industriepoliti­
schen Imperativen. Letztlich wurde keine tiefgreifende Änderung erreicht, auch
10 Vgl. NAFINSA 1986: 257, 260.
11 Ehrke 1986 b: 52.
12 Vgl. den Plan PRONAFICE.
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wenn eine erste Privatisierungswelle zu beobachten war, die aber überwiegend un­
bedeutendere Einheiten umfaßte, die zudem oftmals selbst in Schwierigkeiten steck­
ten. Dazu zählten auch die bekannteren Betriebe im Autom obilsektor m it staatlicher 
Beteiligung (VAM, Renault de M éxico).13 Die zögerliche und unentschlossene H al­
tung in der Neudefmition des staatlichen Sektors wird durch den Tatbestand ver­
deutlicht, daß gleichzeitig Initiativen zur Erweiterung bzw. Neugründung von staat­
lichen Unternehmen (CONASUPO, Azúcar S. A.) ergriffen w urden.14 Die 1982 in 
der Verfassung (Art. 25) verankerte Rectoría del Estado  wurde in diesem Bereich 
weiterhin auf der Basis eines aktiven Staatsverständnisses interpretiert, während an­
dere Bereiche der W irtschaftspolitik inzwischen deutlich stärker aus m onetaristi- 
scher Überzeugung gestaltet wurden (z. B. Inflationsbekämpfung).
Erst in der zweiten Etappe der Reduzierung des staatlichen Sektors ab 1985 wur­
den einschneidendere M aßnahmen durchgeführt. D iese standen im Kontext einer 
sehr schlechten W irtschafts- und Finanzlage. A uf dieser Grundlage und einbezüglich 
der Auswirkungen der notwendigen Schuldenverhandlungen (Baker-Plan) setzte sich 
endgültig eine neoliberale W irtschaftsauffassung innerhalb der Regierung durch, die 
nun Privatisierungen von staatlichen Unternehmen im größeren Umfang vorsah, wo­
bei strategische Sektoren, die in der Verfassung angeführt sind, nicht zur Disposi­
tion standen. Die verbleibenden Unternehmen sollten sich nun stärker an betriebs­
wirtschaftlichen Effizienzkriterien ausrichten. Damit hatten haushaltspolitische Kri­
terien industriepolitische Präferenzen ersetzt. Allerdings war die dam it verbundene 
Zielprojektion (Entlastung des Staatshaushaltes) nur begrenzt realisierbar. Ein Ver­
kauf erforderte ein attraktives Angebot, was letztlich dazu führte, daß zunächst Be­
triebe veräußert wurden, die durchaus profitabel waren. Andere mußten vor dem 
V erkauf saniert werden, um zu günstigen Konditionen angeboten werden zu können; 
etliche nicht m ehr sanierbare Betriebe wurden geschlossen. Dazu zählte das Stahl­
werk Fundidora M onterrey, m it dessen Schließung mehrere tausend Arbeitsplätze 
verlorengingen.15 Doch trotz einer quantitativ beachtlichen Reduzierung der Unter­
nehmen (von den 1.155 Unternehmen im Staatsbesitz 1982 auf 420 1988) blieb das 
Gewicht des staatlichen Sektors in der mexikanischen W irtschaft mit ca. 14 Prozent 
des BIP nahezu unverändert.16 Außerdem waren weiterhin über eine M illion Perso­
nen in ihm beschäftigt, wobei sich der Anteil der Beschäftigten in der verarbeiten­
den Industrie erheblich verringerte.17 Die Einnahmen aus den Staatsbetrieben belie-
13 Zu den Privatisierungsmaßnahmen ist auch die Bestimmung zu zählen, die eine dreißig­
prozentige private Beteiligung an den erst kurz zuvor verstaatlichten Banken erlaubte.
14 Vgl. Ehrke 1986 b: 54.
15 Vgl. Quintana 1986; Albina Garavito 1986.
16 Vgl. NAF1NSA 1991: 559f. Die Angaben müssen zum Vergleich mit den Daten 1982
(BIP-Anteil in gleicher Größenordnung) allerdings relativiert werden, da die Preise für 
viele Güter und Dienstleistungen des öffentlichen Sektors starkk gestiegen waren. Bei 
der Zugrundelegung solcher Preise wäre der Anteil zu Beginn der achtziger Jahre noch 
höher gewesen (so betrugen die Einnahmen der Staatsbetriebe 1982 lediglich 1,2 Pro­
zent des BIP, 1983 jedoch schon 13,9 Prozent; vgl. SHCP 1991: 9).
17 Vgl. NAFINSA 1991: 634 f.
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fen sich mit über 12 Prozent des BIP in einer beachtlichen Größenordnung. Diese 
spiegelt zum einen die angestiegene Preisstruktur wider, zum anderen verweist sie 
auf den Tatbestand, daß die größten Unternehmen überwiegend im Staatsbesitz ver­
blieben. Unter Zugrundelegung des Betriebsumsatzes wäre die Privatisierung unter 
de la M adrid eher als gering einzustufen. Dies verdeckt jedoch den Sachverhalt, daß 
in der zweiten Phase bedeutende Sektoren und größere Unternehmen von der Priva­
tisierung betroffen waren. Zu nennen sind die beiden Fluglinien (Mexicana de Avia­
ción und Aeroméxico) und größere Teile des LKW -Herstellers DINA.
M it dem Amtsantritt von Carlos Salinas de Gortari 1988 läßt sich der Beginn der 
dritten Etappe das Abbaus des staatlichen Sektors datieren. Zu den noch bestehen­
den haushaltspolitischen Zwängen gesellte sich nun die Überzeugung, daß ein Rück­
zug des Staates aus der Produktionssphäre prinzipiell erwünscht wäre. Anzustreben 
sei nicht ein quantitativ großer, sondern ein starker Staat, der seine Aufgaben effizi­
ent bewältigen könne. Entsprechend dieser M axime erfuhr die Privatisierung in den 
folgenden Jahren eine weitere Forcierung. Die Zahl der Staatsunternehmen sank bis 
1990 auf 280 und lag 1993 bei 210 .18 Erstmals wurde mit der Telefongesellschaft 
TELM EX ein Unternehmen privatisiert, das lange Zeit als unantastbar galt. Die 
Übernahm e war jedoch mit hohen Investitionsauflagen verbunden, die der Staat 
nicht zu leisten imstande w ar.19 Der Investitionsbedarf wurde für die folgenden Jah­
re auf rund 10 Mrd. US-Dollar geschätzt. TELM EX hat 1990 jährliche Investitionen 
im Umfang von 2 Mrd. US-Dollar für die nächsten sechs Jahre angekündigt.20 Mit 
dem V erkauf von TELM EX an ein Konsortium unter mexikanischer Führung (Car­
los Slim) m it französischer und US-am erikanischer Beteiligung, der der Staatskasse 
knapp 4 Mrd. US-Dollar einbrachtc, wurde die Ernsthaftigkeit der Privatisierungs­
strategie unterstrichen, die mit der Privatisierung der erst 1982 verstaatlichten Ban­
ken eine weitere Dynamik erfahren sollte. 1991 befanden sich über hundert Unter­
nehmen im Prozeß der Privatisierung, darunter der Stahlsektor (SICARTSA und 
AHM SA) und die größte mexikanische V ersicherungsgesellschaft. Insgesam t wur­
den aus den Verkäufen Einnahmen von mehreren Milliarden US-Dollar erwartet; 
allein der Nettowert der m exikanischen Banken, von denen der Staat 70 Prozent der 
Kapitalanteile besitzt, beläuft sich auf 7 - 7,5 Mrd. US-Dollar. Von der Privatisie­
rung erfaßt wurden gleichfalls staatliche Fernsehkanäle, verschiedene Lebensm ittel­
branchen, die pharmazeutische Industrie und der Zuckersektor. Diese Angaben ver­
deutlichen, daß die Reduktion des staatlichen Sektors seit 1988 eine neue Qualität 
erreicht hat. Dennoch wäre es überzogen daraus zu folgern, daß er nun vor der A uf­
lösung stünde.
18 Vgl. SHCP 1991: 15; Banco de México 1994: 119.
19 Ein Blick auf die Entwicklung staatlicher Investitionen kann dies verdeutlichen. Ihr 
Anteil am BIP sank von 9,8 Prozent (1982) auf 6,4 Prozent (1985) und 4,9 Prozent 
(1988). Die privaten Investitionen waren zwar leicht rückläufig, lagen jedoch 1988 mit 
11,9 Prozent des BIP fast auf dem gleichen Niveau wie 1982 (12,4 Prozent). Entspre­
chend erhöhte sich ihr Anteil an den Gesamtinvestitionen von 55 Prozent auf über 
79 Prozent (vgl. Lauth 1991: 794; SHCP 1989:41).
20 Vgl. CAMEXA: Wirtschaftsnotizen aus Mexiko 12/90: 11.
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Eine Analyse der am Kauf beteiligten Investoren zeigt das zunehmende Gewicht 
ausländischer Unternehmen. Viele bedeutende Übernahmen wurden von Zusam ­
menschlüssen m exikanischer und ausländischer Gruppen getätigt, wobei letztere in 
der Regel keine M ehrheiten an den Unternehmen erwerben konnten. Die m exikani­
schen Käufer rekrutieren sich vielfach aus den großen Finanz- und Industriegruppen 
in M onterrey (VAM SA, VISA) oder Börsenhäusern bzw. Gewinnern des Börsen- 
und Spekulationsboom s in den letzten Jahren. Zusammen mit den traditionell sehr 
reichen Familien bilden sie eine kleine Gruppe, die jedoch zentrale Bereiche der 
W irtschaft kontrolliert.
Die Privatisierungsstrategie wurde von den übrigen W irtschaftsakteuren unter­
schiedlich beurteilt. Sowohl die offiziellen Gewerkschaften (CTM und die anderen 
M itglieder des Kongresses der Arbeit) als auch die unabhängigen Gewerkschaften 
kritisierten heftig den Rückzug des Staates und forderten im Gegenzug ein ver­
stärktes öffentliches Engagem ent bzw. den Ausbau der Gem einwirtschaft. Diese 
Kritik findet sich entsprechend in den linken Oppositionsparteien. Dagegen begrüß­
ten die Unternehmerverbände des CCE den Gesinnungswandel der Regierung, die 
langjährige Forderungen von ihnen aufnahm. Diese M einung war jedoch nicht re­
präsentativ für das gesamte Unternehmerlager. Insbesondere diejenigen, die im en­
gen wirtschaftlichen Kontakt mit Staatsunternehmen standen und als Zulieferer, 
Auftragnehm er oder als preisbegünstigte Abnehm er davon profitierten, betrachteten 
den Privatisierungsprozeß mit gemischten Gefühlen.21 Zugleich befürchteten nicht 
wenige W irtschaftsbeobachter, daß der Rückzug des Staates eine Lücke hinterlassen 
würde, die von den einheimischen, nationalen Unternehmern nicht ausgefüllt wer­
den könnte, da diese sich schon viel zu sehr an das eingefahrene Spiel von staatli­
chen Zuwendungen, Privilegien und bürokratischer M arktregelung gewöhnt hätten, 
als daß sie dem freien Spiel des M arktes vertrauen wollten.22 Bislang hat sich diese 
Befürchtung jedoch nicht bestätigt, wie der W achstumsprozeß im industriellen Sek­
tor zu Beginn der neunziger Jahre unter verschärften Konkurrenzbedingungen be­
legt. Ein Grund liegt darin, daß weitgehend auf eine 'wilde' Privatisierung verzichtet 
wurde. Die Übergabe an private Träger führte in etlichen Fällen (z. B. Aeroméxico) 
zu einer Erhöhung der Produktivität, sicherte neue Investitionen und konnte dam it 
positive Impulse für den gesamten W irtschaftsprozeß liefern.
Um strittener ist die Bedeutung der Privatisierung für die Arbeitsbeziehungen der 
betroffenen Betriebe. W ährend zum Teil Einbußen in oder gar der Verlust der tarifli­
chen Errungenschaften zu verzeichnen waren {Mexicana, Aeroméxico), konnten bei 
anderen die Leistungen erhalten werden (TELM EX).22 Es ist zum jetzigen Zeit­
punkt noch schwierig, eine abschließende Bilanz zu ziehen. Insgesam t bleibt jedoch 
festzustellen, daß Löhne und Sozialleistungen sowohl im staatlichen als auch im
21 Außerdem führten die finanziellen Schwierigkeiten des größten mexikanischen Privat­
unternehmens ALFA in Monterrey, die mit staatlicher Hilfe behoben wurden, zu einer 
veränderten Haltung von Teilen der Privatwirtschaft.
22 Vgl. Ehrke 1986 b: 60; Lauth 1991; 120.
23 So erhielt die Gewerkschaft von TELMEX einen Anteil des Gesellschaftskapitals des 
Unternehmens in Höhe von 4,4 Prozent.
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privaten Sektor während der achtziger Jahre gravierende Einbußen erlitten, so daß 
Privatisierung an sich nicht als ausschlaggebender Faktor des Einkom m ensverlustes 
bezeichnet werden kann. Doch sind Deregulierungsversuche von Arbeitsrechten und 
Tarifverträgen zur Erhöhung der Attraktivität zum V erkauf anstehender U nterneh­
men ein des öfteren beobachtetes M erkm al.24 Die sozialen Auswirkungen der Re­
duktion des staatlichen Sektors müssen daher -  zumindest kurzfristig betrachtet -  
eher negativ beurteilt werden. Dies gilt um so mehr, wenn man berücksichtigt, daß 
neben dem Personalabbau bei Privatisierungen viele ihren Arbeitsplatz durch die 
Liquidation des Betriebes verloren.
3. Abschließende Bewertung und Perspektiven 
des staatlichen Sektors
Verschiedene Faktoren haben zur Entstehung des staatlichen Sektors beigetragen. 
Die Zunahm e staatlicher Aktivitäten ist weder das Resultat einer 'sozialisierenden' 
Strategie der mexikanischen Bürokratie, noch eine irgendwie geartete 'natürliche' 
Folge der sozioökonom ischen Transform ation seit den vierziger Jahren. Ebensow e­
nig war sie ein kontinuierlicher Prozeß, sondern vielmehr Ergebnis unterschiedlicher 
politischer Konjunkturen und Reaktionen auf kritische Entwicklungen in der m exi­
kanischen Nationalökonom ie. Dabei läßt sich sagen, daß der Staat in M exiko unter­
nehm erische Funktionen weitgehend nicht ausübte, um private Unternehmen zu er­
setzen oder zu verdrängen, sondern um die Lücken zu füllen, die vom privaten na­
tionalen Kapital nicht ausgefüllt wurden und werden konnten sowie von transnatio- 
nalen Konzernen nicht ausgefüllt werden sollten. Einen zweiten wichtigen Faktor 
stellen 'Rettungsaktionen' des Staates von bestimmten privaten Unternehmen dar, 
die Bankrott gemacht hatten, um die Arbeitslosigkeit nicht zu erhöhen bzw. be­
stimme Produktionslinien sicherzustellen. A uf diesen Faktor gehen etwa 50 Prozent 
der Unternehmen des parastaatlichen Sektors zurück. Auch darf im Laufe der Jahre 
die Logik industrieller Investitionen des Staates nicht übersehen werden, die sich 
aus den verformten Produktionsstrukturen des Landes ergab und darauf abzielte, In­
puts, Primär- und Kapitalgüter für den weiteren Industrialisierungsprozeß bereitzu­
stellen. Dam it sollte eine wachsende Integration der Produktionsstrukturen erreicht 
und die nationale Souveränität gestärkt werden. Daneben muß aber auch eine ge­
wisse Eigendynam ik der politischen Planung und der Bürokratie bezüglich der Er­
weiterung des Staatssektors hervorgehoben werden.
24 Dies gilt insbesondere für Unternehmen, in denen die Gewerkschaft wie in den meisten 
traditionellen Bereichen des staatlichen Sektors erhebliche Rechte errungen hatte. Die 
überwiegende Anzahl privatisierter Betriebe -  meist kleinere bzw. ohne längere Zuge­
hörigkeit zum staatlichen Sektor -  besaßen jedoch tarifrechtliche Vereinbarungen, die 
analog dem privaten Sektor geregelt waren. Hier werden beim Eigentumswechsel kaum 
Änderungen verzeichnet (vgl. Bensusan 1990: 19).
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Resümierend kann festgehalten werden, daß in den ersten Jahrzehnten der Indu­
strialisierung die öffentlichen Unternehmen, unter ihnen die der verarbeitenden In­
dustrie, in bedeutsamer Weise zur Dynamisierung der Produktion, zur Beschäfti­
gung und zur Kapitalbildung beigetragen haben, und somit ein relativ effizientes 
Entw icklungsinstrum ent waren. G leichzeitig potenzierten sich aber im Laufe der 
Zeit die Krisenpotentiale innerhalb der Staatsunternehmen, die aus der Verfolgung 
untereinander nicht vereinbarer wirtschaftspolitischer Zielsetzungen resultierten. 
Diese fanden ihren deutlichsten Niederschlag in der hohen Verschuldung der Staats­
unternehmen und der zunehmenden Belastung des Staatshaushalts.
Die seit 1982 eingeschlagene Restrukturierungsstrategie, die ab 1985 und dann 
speziell durch die Regierung Salinas de Gortari eine verstärkte Dynamik erfuhr, und 
die den Rückzug des Staates aus etlichen Produktionsbereichen und D ienstleistungs­
sektoren bedeutete, markiert einen tiefgreifenden Einschnitt für den staatlichen Sek­
tor. Der eingeschlagene Privatisierungsprozeß sollte im Jahr 1993 im wesentlichen 
abgeschlossen sein. Effektive Umstrukturierungen sind weiterhin beim Ölkonzern 
PEM EX geplant; es ist allerdings noch unklar, in welchem Umfang damit Privatisie­
rungen verbunden sind. Erwartet werden diese vor allem im Bereich der vor- und 
nachgelagerten Petrochemie bzw. bei der Auftragsvergabe (z. B. bei Bohrarbeiten). 
Der Umfang privatwirtschaftlicher Aktivitäten in diesem Sektor wurde durch die Er­
gebnisse der NAFTA-Verhandlungen, in denen die USA bestrebt waren, die Beteili­
gung privater Konzerne zu erweitern, kaum tangiert.25 Eine weitergehende Privati­
sierung ist nach der Finanz- und W ährungskrise 1994/95 allerdings zu erwarten (Ei­
senbahn, Satellitenkomm unikation, Flughäfen). Bis 1994 hat das verbliebene unter­
nehm erische Engagem ent des Staates (PEM EX, CFE, Eisenbahn u. a.) neben ande­
ren Faktoren verdeutlicht (wie einer begrenzten Sozialstaatstätigkeit), daß die m exi­
kanische W irtschaftskonzeption unter Salinas de Gortari trotz ihrer monetaristischen 
Grundausrichtung kein neoliberales Modell in Reinform darstellte.
Die Bewertung des staatlichen Rückzugs hat verschiedene Aspekte zu berück­
sichtigen. Unter haushaltspolitischen Gesichtspunkten hat sich die Privatisierungs­
strategie in den letzen Jahren positiv entwickelt. In den Regierungsjahren von Salinas 
de Gortari wurden 23,7 Mrd. US-Dollar durch Privatisierungsmaßnahmen erzielt. 
Die Einnahmen aus dem V erkauf waren im wesentlichen in den 'Kontingenz'-Fonds 
geflossen, der Einnahm everluste im Erdölbereich finanzieren sollte, oder haben zur 
Tilgung der internen Verschuldung beigetragen.26 Sie sollten jedoch auch in sozia­
len M aßnahm en Verwendung finden (z. B. im Solidaritätsprogramm PRONASOL). 
Inwieweit ein direkter Transfer stattgefunden hat, ist schwierig zu prüfen, jedoch ist 
zu beobachten, daß sich die Sozialausgaben zwischen 1988 und 1994 verdoppelt ha­
ben.27 Auch wenn die Ausgangsbasis relativ bescheiden war (rund 5,5 Prozent des 
BIP), ist dies ein beachtlicher Anstieg.
25 Vgl. Lauth 1994: 16.
26 Vgl. CAMEXA: Wirtschaftsnotizen aus Mexiko 12/91: 19.
27 Vgl. Informe de Gobierno (La Jornada 2/11/1994)
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Zw ar ist es unbestritten, daß die Staatsunternehmen nicht imm er die ihnen zuge­
schriebenen Zwecke und Ziele erfüllten. Dennoch scheint ihr häufiges Scheitern 
nicht so sehr mit den jeweiligen Projekten an sich verbunden, noch auf ihr m akro­
ökonomisches bzw. sektorielles Umfeld rückführbar zu sein, sondern m ehr mit der 
spezifischen Bindung dieser Unternehmen an die Regierung, der fehlenden Konti­
nuität in der Verfolgung bestimm ter Investitionsprojekte, ihrer unangemessenen 
Auswahl seitens der Bürokratie sowie einem ineffizienten M anagem ent zu tun zu 
haben. Von daher ist ihre mangelnde 'Effizienz' nicht in erster Linie ein rein ökono­
m isches oder sich aus der Betreibung öffentlicher Unternehmen an sich ergebendes 
Problem.
Die Durchsetzung von bedeutenden Privatisierungen und die Restrukturierung 
ganzer Sektoren geben auch Auskunft über politische M achtveränderungen. Die Un- 
kontrollierbarkeit des staatlichen Sektors durch Bundesministerien hatte ihre Ent­
sprechung in einer regionalen oder lokalen Pfründewirtschaft. Die Durchsetzung na­
tionaler Direktiven bei Verschärfung der W ettbewerbsbedingungen war letztlich ein 
Sieg der Regierungselite gegenüber einem komplexen Interessennetz von Beteiligten 
aus Regierungspartei, staatlichem Unternehmensm anagement, zugeordneter Büro­
kratie und offiziellen Gewerkschaften. Mit guten Gründen läßt sich behaupten, daß 
die Korruption in den privatisierten Teilen des staatlichen Sektors wirksam reduziert, 
wenngleich nicht gänzlich eliminiert werden konnte. Die Neudefinition des staatli­
chen Sektors läßt aufgrund des starken Eintlußgewinns der Privatw irtschaft gleich­
falls M achtverschiebungen auf gesellschaftlicher Ebene erkennen. Entsprechend a- 
symm etrisch gestalte sich die Verteilung von Gewinnern und Verlierern der M oder­
nisierung.
Eine wichtige Rolle in der Diskussion der Funktionen des staatlichen Sektors 
spielte der Aspekt einer verdeckten Subventionierung der Privatwirtschaft. Diese 
Aufgabe wurde bereits in den achtziger Jahren durch Preiserhöhungen für öffentli­
che Dienste und Produkte reduziert. Eine weitere Verminderung dieser Transferlei­
stungen ist zu erwarten, da sich die staatlichen Unternehmen in Konkurrenz mit den 
privatwirtschaftlichen Unternehmen behaupten sollen und somit auch kostendec­
kende Preise verlangen müssen. Außerdem erschwert das Freihandelsabkom m en mit 
den USA und mit Kanada die M öglichkeiten solcher Subventionen erheblich. A n­
ders sieht die Sache aus, wenn staatliche Unternehmen betroffen sind, die so­
zialpolitische Funktionen übernommen haben. H ier ist dam it zu rechnen, daß auch in 
Zukunft die Leistungsfähigkeit solcher Unternehmen durch öffentliche Mittel abge­
sichert wird.
Für eine wirksame staatliche W irtschaftspolitik in einer komplexen Ökonom ie 
ist der staatliche Besitz von Produktionsmitteln in vielen Sektoren nicht erforderlich, 
teilweise sogar kontraproduktiv; wichtiger ist die Fähigkeit des Staates, ein auf Pro­
duktivitätssteigerung angelegtes W irtschaftswachstum zu koordinieren und zu kon­
trollieren. D er Besitz von bedeutenden nationalen Ressourcen (Erdöl) ist hierbei 
hilfreich. Noch wichtiger ist allerdings seine Rolle in der Sicherung und im Ausbau 
der Infrastruktur. Damit sind nicht nur die verschiedenen Transport- und Energie­
versorgungssystem e angesprochen, sondern auch die umfassenden Leistungen im
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Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen. Zunehm end dringlicher wird eine effek­
tive Kontroll- und Koordinierungsfähigkeit des Staates neben den bekannten Funk­
tionen im Entwicklungsprozeß in der Bekämpfung wachsender ökologischer Pro­
bleme.


















1980 127 518 63 195
1981 88 520 63 201
1982 90 662 52 178 1.155
1983 97 700 78 199 1.074 81
1984 95 703 78 173 1.049 25
1985 96 829 89 147 941 108
1986 94 528 7 108 737 204
1987 94 437 3 83 617 120
1988 89 252 0 71 412 205
1989 88 229 0 62 379 33
1990 82 147 0 51 280 99
1991 289 11
1993 82 98 0 30 210 79
Q uelle: J. Estay Reyno/J. Rivera de la Rosa (1991): Las relaciones comerciales
de Estados Unidos con América Latina y  M éxico durante la década de 
los ochenta , Doc. de Trabajo, Friedrich-Ebert-Stiftung, M exiko D. F., 81; 
Banco de M éxico 1994: 119.
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